
Bundessozialgericht

2 RU53/80
,lm Namen des Volkes

Verkündet

am 30. Marz 1982 [theil

in dem Rechtss■eü

..oo.‘......ooooIOOOOOODOOOIOOIQI.....Qoooonoc.....

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:
............................

g e g e n

.....0....'COOOO...OOCCO...IOO...C......OOOOO0.0.0...

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: .............................

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 30. März 1982

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozi—

algerichts Baden—Württemberg vom 19. Juni 1980 wird zurück—

gewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die 1947 geborene unverheiratete Klägerin ist jugoslawische

Staatsangehörige. Sie arbeitete seit 1970 in der Bundesrepublik

Deutschland und war zuletzt seit August 1972 bei einer Lederwa—

renfabrik in Stuttgart—Feuerbach als Küchenhilfe beschäftigt. Am

16. April 1976 (Karfreitag) erlitt sie als Mitreisende im

Kraftwagen eines Arbeitskollegen auf dem Wege von Stuttgart nach

D. p. /Jugoslawien‚ dem Wohnsitz ihrer Eltern, in der Nähe

von Zagreb einen Unfall, bei dem sie erheblich verletzt wurde.

Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 27. Juni 1978 Entschädi-

gungsansprüche aus der Unfallversicherung ab, weil die Klägerin

sich nicht auf einer unter Versicherungsschutz stehenden Fahrt

zur ständigen Familienwohnung (S 550 Abs 3 Reichsversicherungs—

ordnung -RVO—) befunden habe. Der Mittelpunkt der Lebensverhält-

nisse der Klägerin sei nicht bei ihren Eltern, sondern an ihrem

Beschäftigungsort gewesen.

Die dagegen beim Sozialgericht (SG) Stuttgart erhobene Klage, die

Beklagte zu verurteilen, ihr unter Anerkennung des Unfalls vom

16. April 1976 als Arbeitsunfall wegen der dabei erlittenen Ge-

sundheitsstörungen Rente zu gewähren, ist ohne Erfolg geblieben

(Urteil vom 9. November 1979). Die Berufung der Klägerin hat das

Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg zurückgewiesen (Ur-

teil vom 19. Juni 1980). Zur Begründung hat das LSG ausgeführt:

Nach der tatsächlichen Gestaltung der Lebensverhältnisse der
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Klägerin zur Unfallzeit habe sich der Mittelpunkt ihrer Lebens—

verhältnisse und damit ihre Familienwohnung nicht bei ihren An-

gehörigen in Jugoslawien, sondern am Ort ihrer Beschäftigung in

Stuttgart befunden. Die Klägerin halte sich seit ihrem 23. Le—

bensjahr (seit 1970) in der Bundesrepublik Deutschland auf und

sei seit 1972 bei einer Lederwarenfahrik in Stuttgart tätig ge-

wesen. Ihr Berufsleben habe sich somit zumindest seit 1972 auf

dem Raum Stuttgart konzentriert. Das gelte zwangsläufig auch für

ihren privaten Lebensbereich, da der Wohnort ihrer Angehörigen

über 1.000 km von Stuttgart entfernt sei. Der den
hittelpunkt

ihrer Lebensverhältnisse mitbestimmende Kontakt zu anderen Per—

sonen habe sich wegen der weiten Entfernung zwischen Stuttgart

und D. p. zwangsläufig in Stuttgart vollzogen. Nach ihren

Angaben habe die Klägerin in ihrem hiesigen Aufenthaltsbereich

einen Bekanntenkreis von sechs Personen gehabt. Zudem wohnten

zwei ihrer Geschwister (ein verheiratete: Bruder und eine ver—

heiratete Schwester) zur Unfallzeit ebenfalls im Stuttgarter

Raum. Die Familie des Bruders habe sie auch besucht. Ihre Schwä—

gerin habe im selben Unternehmen wie sie
gearbeitet.

Ohne we-

sentliche Bedeutung sei, daß die Klägerin in D. p. zwanzig

Bekannte gehabt habe. Der zahlenmäßig größere Bekanntenkreis an

dem Ort, wo sie aufgewachsen und zur Schule gegangen sei, habe

diesen Ort deswegen nicht Mittelpunkt ihrer Lebensverhältnisse

bleiben lassen, nachdem sie seit Jahren weit von diesem Ort

entfernt beruflich tätig sei und hier private Kontakt habe. Der

Lebensmittelpunkt in Stuttgart werde auch nicht dadurch in Frage

gestellt, daß die Klägerin
mehr

oder minder regelmäßig jährlich

zwei— bis dreimal aus privaten Gründen (Urlaub und Besuche)
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Fahrten zu ihren Eltern unternommen habe. Der Umstand, daß die

Klägerin ihre Eltern monatlich mit ca 100,—- DM bis 150,—— DM

unterstützt habe, sage nichts über den Lebensmittelpunkt der

Klägerin aus. Die Zahlungen könnten wegen der sich daraus erge-

benden finanziellen Unabhängigkeit der Klägerin sogar als Anzei—

chen für die Verlegung des Lebensmittelpunktes vom ursprünglichen

Heimatort weg gewertet werden. Das stehe im Einklang mit der von

der Rechtsprechung angeführten Lebenserfahrung, daß ledige Ar-

beitnehmer, die auswärts beschäftigt und am Ort der Tätigkeit

untergebracht seien, sich im weit höheren Maße vom Elternhaus

lösten, als dies im Regelfall bei Verheirateten mit eigenem

Hausstand am Wohnort der Eltern zu sein pflege. Keine Rolle

spiele es, daß sich bei den Eltern der Klägerin noch ein ihr ge—

hörendes Radiogerät und einige Kleidungsstücke befänden und ihr

für die Dauer ihres Aufenthaltes ein besonderes Zimmer zur Al—

leinbenutzung zur Verfügung stehe.

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Die Klägerin hat dieses Rechtsmittel eingelegt und im wesentli-

chen wie folgt begründet: Sie habe im Wohnheim ihres Arbeitgebers

zusammen mit einer Arbeitskollegin einen 15 qm großen Raum be—

wohnt, dessen Einrichtungsgegenstände nicht ihr gehört hätten.

Mit zwanzig anderen Arbeitnehmerinnen habe sie sich 2 Toiletten,

ein Bad und eine Küche geteilt. Der Raum im Wohnheim habe ledig—

lich zum Schlafen, Umziehen und Aufbewahren persönlicher Dinge:

nicht aber zum "Wohnen" gedient. Dazu sei ein - wenn auch be-

scheidenes — Maß an "Wohnstil" oder "persönlicher Wohnkultur"
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notwendig. Die Ausstattung des Raumes sei nicht als Wohnung ge-

eignet gewesen, in dem sich ihre Lebensinteressen hätten "kumu—

lieren" können. Ihre Lebensinteressen seien "heimatbezogen" ge—

wesen. Sie habe mit der zum Unfall führenden Fahrt ihre Unter-

kunft verlassen, um einen Lebensmittelpunkt aufzusuchen. Dabei

seien soziologische und psychologische Gegebenheiten zu berück-

sichtigen. Daß sie schon seit 1972 im Raum Stuttgart arbeite,

spreche nicht gegen eine Familienwohnung in Jugoslawien, denn der

Gesetzgeber habe keine zeitliche Begrenzung der Abwesenheit von

der Familienwohnung bestimmt. Ihre engen Bindungen an das E1—

ternhaus trotz des langen Aufenthalts in der Bundesrepublik

gründe sich auf die (zukünftige) Pflegebedürftigkeit ihrer El-

tern; die Mutter sei blind und der Vater taub. Zu Unrecht

schließe das LSG aus ihren Kontakten im Raum Stuttgart, daß sich

dort auch ihre Familienwohnung befinde. Der Gesetzgeber unter-

scheide in s 550 Abs 3 RVG eindeutig zwischen Unterkunft und Fa—

milienwohnung. Es scheine ein erheblicher Mangel an (studen-

tischer) Lebenserfahrung vorzuliegen, wenn Kontakte begrifflich

als Mittelpunkt der Lebensverhältnisse (Familienwohnung)

verstanden würden. Sie sei auch unter Berücksichtigung der

Entfernung zwischen Stuttgart und ihrem Elternhaus und ihren

finanziellen Möglichkeiten regelmäßig zu ihren Eltern nach

Jugoslawien gefahren.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des LSG Baden—Württemberg vom

19. Juni 1980 und des SG Stuttgart vom

9. November 1979 sowie den Bescheid vom
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27. Juni 1978 aufzuheben und die Beklagte zu

verurteilen, das Ereignis vom 16. April 1976

als Arbeitsunfall anzuerkennen und ihr wegen

der Folgen der bei diesem Unfall erlittenen

Gesundheitsstörungen Verletztenrente zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend, da es sich mit

der höchstrichterlichen Rechtsprechung im Einklang befinde.

II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Das LSG hat mit Recht entschieden, daß die Klägerin auf der zum

Unfall führenden Fahrt von ihrem Beschäftigungsort Stuttgart—

Feuerbach zum Besuch ihrer Eltern in D. p. /Jugoslawien nicht

unter Unfallversicherungsschutz gestanden hat.

Die Klägerin befand sich am 16. April 1976 zwar auf dem Weg von

dem Ort ihrer Tätigkeit; die Voraussetzungen des 5 550 Abs 1 RVG

sind jedoch schon deshalb nicht gegeben, weil die vom Beschäfti-

gungsort unternommene Fahrt nicht mit dem Arbeitsverhältnis der

Klägerin, sondern wesentlich allein mit ihrem unversicherten

persönlichen Lebensbereich zusammenhing. Die innere Bindung an
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die Familie als Anlaß der Reise nach Jugoslawien ist nicht ge-

eignet, einen rechtlich wesentlichen Zusammenhang mit der versi-

cherten Tätigkeit zu begründen (BSG USK 72217; BSG Urteile vom

12. Oktober 1973 — 2 RU 25/73 - und vom 4. November 1981

- 2 RU 33/80 — unveröffentlicht).

Die Klägerin hat zur Unfallzeit aber auch nicht nach S 550 Abs 3

RVO unter Versicherungsschutz gestanden. Nach dieser Vorschrift

schließt der Umstand, daß der Versicherte wegen der Entfernung

seiner ständigen Familienwohnung von dem Ort der Tätigkeit an

diesem oder in der Nähe eine Unterkunft hat, die Versicherung auf

dem Weg von und nach der Familienwohnung nicht aus. Der Gesetz-

geber hat damit zwar einen Versicherungsschutz geschaffen, der

über den Versicherungsschutz nach S 550 Abs 1 RVO hinausgeht und

es ermöglicht, rechtlich die dem persönlichen Lebensbereich zu—

zurechnenden Beweggründe für die Fahrt weitgehend unberücksich-

tigt zu lassen; die Anwendung des s 550 Abs 3 RVO hängt jedoch in

jedem Fall davon ab, daß es sich bei dem Ziel des Weges oder

seinem Ausgangspunkt um die ständige Familienwohnung des Versi—

cherten handelt und der Versicherte am Beschäftigungsort oder in

der Nähe eine Unterkunft hat (vgl BSGE l, 171, 173; 2, 78, 80;

BSG BG 1969, 195; Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung,

9. Aufl, S 485 t mwN).

Nach den von der Rechtsprechung zu dem Begriff 'Familienwohnung'

entwickelten Grundsätzen muß die Wohnung den Mittelpunkt der Le-

bensverhältnisse des Versicherten bilden (RVA EuM 49, 140; BSGE

l, 171, 173; 2, 78, 80; 5, 165, 166; 17, 270, 271; 20, 110, 111;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


25, 93, 95; 35, 32, 33, 37, 98, 99; SozR 2200 S 550 Nrn 31 und

34; BSG USK, 72217 und 73108; BSG Breithaupt 1966, 383). Die Be—

urteilung der Frage, ob die hiernach erforderlichen Vorausset-

zungen gegeben sind, richtet sich nach der tatsächlichen Gestal-

tung der Verhältnisse zur Unfallzeit (BSGE 2, 78, 81; 35, 32, 33;

BSG USK 72217, 73108 und 74108; BSG Urteile vom 31. Oktober 1972

— 2 RU 56/72 — und vom 4. November 1981 - 2 RU 33/80 - unveröf—

fentlicht).

Wie das LSG unter Berücksichtigung aller Einzelumstände des Fal-

les zutreffend angenommen hat, befand sich der Mittelpunkt der

Lebensverhältnisse der Klägerin zur Unfallzeit nicht mehr im Haus

ihrer Eltern in D. p. /Jugoslawien. Dieser Mittelpunkt hatte

sich an den Ort der Beschäftigung in Stuttgart—Feuerbach verla-

gert.

Die Klägerin bewohnte in einem Wohnheim ihres Arbeitgebers in

Stuttgart-Feuerbach zusammen mit einer anderen jugoslawischen

Arbeitnehmerin einen etwa 15 qm großen Raum. Sie meint, von einer

Familienwohnung am Ort der Tätigkeit könne schon deshalb nicht

gesprochen werden, weil der von ihr bewohnte Raum von der Aus-

stattung her nicht geeignet gewesen wäre, als Mittelpunkt zur

Verwirklichung ihrer persönlichen Interessen zu dienen. Die Aus—

stattung der Unterkunft am Arbeitsplatz kann zwar ein Indiz für

die Beibehaltung der Familienwohnung bei den Eltern sein. Ande-

rerseits kann die Tatsache, daß dem Versicherten am Ort der Tä—

tigkeit nur ein dürftig ausgestattetes Zimmer zur Verfügung

steht, auch auf Umständen beruhen, unter denen alleinstehende
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Arbeitnehmer häufig ihr außerberufliches Leben einrichten müssen,

die aber für die versicherungsrechtliche Beurteilung unerheblich

sind, wie zB Mangel an möblierten Zimmern am Arbeitsort, Spar-

samkeit im Wohnungsaufwand‚ um Anschaffungen zu ermöglichen (vgl

BSGE 35, 32, 34; SozR Nr 17 zu S 543 RVG aF; Brackmann aaO

S 485 v). Aus ähnlichen Erwägungen braucht nicht entschieden zu

werden, ob die Wohnverhältnisse der Eltern der Klägerin in D.

p. etwa der Annahme einer Familienwohnung entgegenstehen. Die

aus vier Räumen bestehende Wohnung war etwa 65 qm groß und wurde

damals von den Eltern und zwei Brüdern der Klägerin bewohnt.

Grundsätzlich spricht jedoch nicht schon gegen das Vorhandensein

einer Familienwohnung, daß der Versicherte dort unter beengten

Verhältnissen zu leben genötigt ist (BSGE 17, 270, 271; SozR

Nr 24 zu 5 543 RVG aF). Daher sind die Verhältnisse, unter denen

die Klägerin in Stuttgart—Feuerbach wohnte, wie auch diejenigen,

unter denen die Klägerin bei einem Aufenthalt in der Wohnung ih-

rer Eltern in D. p. lebte, für sich allein nicht geeignet,

um an dem einen oder dem anderen Ort die “ständige Familienwoh—

nung“ der Klägerin annehmen oder verneinen zu können.

Für den Mittelpunkt der Lebensverhältnisse mitbestimmend sind

entgegen der Auffassung der Revision die sozialen Kontakte des

Versicherten zu anderen Personen (BGHZ 7, 104, 107; BSGE 35, 32,

34; BSG USK 72217; BSG Urteile vom 31. Oktober 1972 —2 RU 137/70

und 2 RU 56/72 - unveröffentlicht). Hierzu hat das LSG zutreffend

dargelegt, daß damals zwei Geschwister der Klägerin (ein verhei-

rateter Bruder und eine verheiratete Schwester) im Stuttgarter

Raum wohnten, ihre Schwägerin sogar im selben Betrieb wie die
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Klägerin arbeitete und die Klägerin ihren Bruder besuchte oder

von ihm Besuch erhielt. Die Klägerin hatte zudem am Beschäfti-

gungsort auch weitere Bekannte. Zu diesen Verwandten, Verschwä-

gerten und Bekannten fand der wesentliche Kontakt tatsächlich

statt. Daß die Klägerin demgegenüber am
Wohnort

ihrer Eltern in

D. p. zahlenmäßig mehr Bekannte hatte als am Ort ihrer Tä-

tigkeit, ist, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, nur natür—

lich, aber im vorliegenden Fall für den Mittelpunkt der Lebens-

verhältnisse nicht entscheidend.

Die Rechtsprechung hat der Dauer der auswärtigen beruflichen Be—

schäftigung eines ledigen Versicherten im Hinblick auf die Le-

benserfahrung die Bedeutung beigemessen, daß mit dem Hineinwach—

sen in eine persönliche und wirtschaftliche Unabhängigkeit sich

auch der Lebensmittelpunkt des Versicherten an den Ort der Tä-

tigkeit verlagert (BSGE 5, 165, 166; SozR Nr 17 und 24 zu 5 543

RVO aF). Die zur Unfallzeit 29 Jahre alte Klägerin lebte und ar-

beitete bereits seit 1970, mithin seit sechs Jahren in der Bun—

desrepublik Deutschland; sie war seit vier Jahren bei einer Le-‚

derwarenfabrik in Stuttgart—Feuerbach beschäftigt. Das spricht

dafür, daß die Klägerin auch ihre Familienwohnung am Arbeitsort

hatte. Dies wird noch dadurch unterstrichen, daß die Klägerin

dort bis auf einige Kleidungsstücke und ein Radiogerät, die in

D. p. geblieben waren, ihre gesamte Habe untergebracht hatte

(vgl BSGE 17, 270, 272; BSG USK 73244; BSG Urteile vom 8. Sep—

tember 1977 — 2 RU 121/75 - und vom 4. November 1981

— 2 RU 33/80 - unveröffentlicht).

Der Senat verkennt nicht, daß der Begriff der Familienwohnung
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auch von psychologischen und soziologischen Gegebenheiten mit-

bestimmt wird (BSGE 5, 165, 167; 20, 110, 113; 25, 93, 95; SozR

Nr“17 zu s 543xvo aF; BSGosx 72217).Die Klägerin hat nachden
Feststellungen des LSG vor dem Unfall ihre Eltern laufend mit

monatlich 100,-- DM bis 150‚-- DM unterstützt und damit einen

erheblichen Anteil ihres Nettoverdienstes für deren Unterhalt

verwendet. Damit mag ihre Tätigkeit in der Bundesrepublik

Deutchland durch die Absicht mitbestimmt gewesen sein, durch den

dort zu erzielenden Arbeitsverdienst ihre Eltern besser unter-

stützen zu können, als ihr das in Jugoslawien möglich gewesen

war. Diese Haltung der Klägerin läßt auf eine starke
innere

Ver-

bundenheit zu ihren Eltern schließen. Jedoch können unter diesem

Gesichtspunkt allein die Voraussetzungen für einen Versiche—

rungsschutz nach 5 550 Abs 3 RVO nicht als erfüllt angesehen

werden, da die tatsächliche Gestaltung der äußeren Verhältnisse

dem entgegensteht. Die Klägerin hat in der Bundesrepublik

Deutschland nicht nur zeitlich begrenzt tätig sein wollen, um

einem vorübergehenden Notstand ihrer Eltern abzuhelfen. Bei einer

zeitlich begrenzten Tätigkeit hätte ihre Familienwohnung unter

Umständen in Jugoslawien erhalten bleiben können (vgl BSG SozR

Nr 17 zu S 543 RVG aF). Daß die Lehensinteressen der Klägerin,

wie sie es ausdrückt, "heimatbezogen" waren und ihre blinde Mut-

ter und ihr tauber Vater in Zukunft einmal pflegebedürftig sein

würden, stehen einer Verlegung der Familienwohnung der Klägerin

während ihrer sechsjährigen Tätigkeit an den Beschäftigungsort in

der Bundesrepublik Deutschland nicht entgegen.

Im Hinblick auf die tatsächlichen Verhältnisse, die durch den
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jahrelangen Aufenthalt der Klägerin weit entfernt von der elter-

lichen Wohnung geschaffen werden sind, können auch die jährlich

zwei bis drei Besuche der Klägerin bei ihren Eltern keine aus-

schlaggebenden Argumente gegen die Verlagerung der Lebensin-

teressen der Klägerin an dem Beschäftigungsort mehr darstellen,

auch wenn in Betracht gezogen wird, daß gerade die weite Entfer-

nung zwischen Stuttgart-Feuerbach und D. 9. wie auch die

finanzielle Lage der Klägerin häufigeren Reisen zu ihren Eltern

entgegenstanden (vgl RVA EuM 47, 419, 420; BSG SozR Nr 17 zu

S 543 RVO aF; BSG USK 73108; BSG Urteil vom 12. Oktober 1973

- 2 RU 25/73 - unveröff8ntlicht).

Die Revision war daher zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus S 193 Sozialgerichtsgesetz.
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